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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 4  
(Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 

2022 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und 
entsprechende Satzungsänderung)  

 
Zu Tagesordnungspunkt 4 der Hauptversammlung am 22. November 2022 schlagen der Vor-
stand und der Aufsichtsrat vor, ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2022) zu schaf-
fen. Gemäß § 203 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG erstattet der 
Vorstand zu Tagesordnungspunkt 4 der Hauptversammlung am 22. November 2022 über die 
Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei Ausgabe 
der neuen Aktien diesen Bericht: 
 
Damit die Gesellschaft auch zukünftig flexibel ist, bei Bedarf ihre Eigenmittel umfassend – 
auch unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bareinlage nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG – 
zu verstärken, soll ein neues Genehmigtes Kapital 2022 beschlossen und die Satzung ent-
sprechend angepasst werden.  
 
Das zu Tagesordnungspunkt 4 lit. a) der Hauptversammlung am 22. November 2022 vorge-
schlagene genehmigte Kapital (Genehmigtes Kapital 2022) soll den Vorstand ermächtigen, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 21. November 
2027 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um bis zu EUR 3.242,00 
durch Ausgabe von bis zu 3.242 neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen. Das Genehmigte Kapital 2022 soll es der Gesellschaft ermöglichen, kurzfristig das 
für die Fortentwicklung des Unternehmens erforderliche Kapital durch die Ausgabe neuer Ak-
tien aufzunehmen und ein günstiges Marktumfeld zur Deckung eines künftigen Finanzierungs-
bedarfes flexibel zu nutzen. Darüber hinaus ist es wichtig, auf sich bietende Akquisitionsmög-
lichkeiten zur Ergänzung des Produktportfolios schnell reagieren zu können. Da Entscheidun-
gen über die Deckung eines künftigen Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, 
ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptver-
sammlungen oder von der langen Einberufungsfrist einer außerordentlichen Hauptversamm-
lung abhängig ist. Diesen Umständen hat der Gesetzgeber mit dem Instrument des „geneh-
migten Kapitals“ Rechnung getragen. Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022 
zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugs-
recht (§ 203 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG), wobei auch ein mittelbares 
Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 AktG genügt. Der Vorstand kann jedoch mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats insbesondere in den folgenden Fällen das Bezugsrecht ausschließen  
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a)  Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse 
gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser Seg-
mente), die Kapitalerhöhung 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächti-
gung, und der Ausgabebetrag der Neuen Aktien den Börsenpreis, der bereits an der 
Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht 
wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet und 
der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen 
Neuen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des 
Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapi-
tals ist der Betrag anzurechnen, auf Aktien entfällt, die aufgrund einer anderen ent-
sprechenden Ermächtigung der unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben bzw. ver-
äußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Dies versetzt 
die Gesellschaft in die Lage, flexibel auf sich bietende günstige Kapitalmarktsituatio-
nen zu reagieren und die neuen Aktien auch sehr kurzfristig, d. h. ohne das Erfordernis 
eines mindestens zwei Wochen dauernden Bezugsangebots, platzieren zu können. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren und eine 
Platzierung nahe am Börsenpreis, d.h. ohne den bei Bezugsemissionen sonst üblichen 
Abschlag. Dadurch wird die Grundlage geschaffen, einen möglichst hohen Veräuße-
rungsbetrag und eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen.  

 
b)  Das Bezugsrecht kann zudem bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen ausge-

schlossen werden. Die Gesellschaft soll auch weiterhin insbesondere Unternehmen, 
Unternehmensteile, Beteiligungen oder sonstige Vermögensgegenstände erwerben 
können oder auf Angebote zu Akquisitionen bzw. Zusammenschlüssen reagieren kön-
nen, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken sowie die Ertragskraft und den Unter-
nehmenswert zu steigern. Die Praxis zeigt, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisi-
tionsobjekte zum Teil ein starkes Interesse haben – z.B. zur Wahrung eines gewissen 
Einflusses auf den Gegenstand der Sacheinlage – Aktien der Gesellschaft als Gegen-
leistung zu erwerben. Für die Möglichkeit, die Gegenleistung nicht ausschließlich in 
Barleistungen, sondern auch in Aktien oder nur in Aktien zu erbringen, spricht unter 
dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzstruktur zudem, dass in dem Umfang, in 
dem neue Aktien als Akquisitionswährung verwendet werden können, die Liquidität 
der Gesellschaft geschont, eine Fremdkapitalaufnahme vermieden wird und der bzw. 
die Verkäufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Das führt zu einer Ver-
besserung der Wettbewerbsposition der Gesellschaft bei Akquisitionen. 

 
c)  Zudem soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht aus-

schließen können, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 
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Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, (nachstehend gemeinsam „Schuld-
verschreibungen“) ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben. Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten sehen in 
ihren Ausgabebedingungen regelmäßig einen Verwässerungsschutz vor, der den In-
habern bzw. Gläubigern bei nachfolgenden Aktienemissionen und bestimmten ande-
ren Maßnahmen ein Bezugsrecht auf neue Aktien gewährt. Sie werden damit so ge-
stellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen mit einem sol-
chen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht der Aktio-
näre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Das dient der leichteren Platzierung 
der Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionäre an einer optima-
len Finanzstruktur der Gesellschaft. Zudem hat der Ausschluss des Bezugsrechts zu-
gunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen den Vorteil, dass im 
Fall einer Ausnutzung der Ermächtigung der Options- oder Wandlungspreis für die 
Inhaber bzw. Gläubiger bereits bestehender Schuldverschreibungen nicht nach den 
jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen ermäßigt zu werden braucht. Dies 
ermöglicht einen höheren Zufluss an Mitteln und liegt daher im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat halten den möglichen Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen 
Gründen für sachlich gerechtfertigt und unter Abwägung mit den Interessen der Aktionäre 
auch für angemessen. Sofern der Vorstand während eines Geschäftsjahres eine der vorste-
henden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen einer Kapitalerhöhung 
aus dem Genehmigten Kapital 2022 ausnutzt, wird er in der folgenden Hauptversammlung 
hierüber berichten. 

 


